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Heranrückende Wohnbebauung
Aktuelle Praxisfragen in Baubewilligungsverfahren – Wer kann 
Einwendungen erheben und wie ist damit umzugehen?

Infolge Bevölkerungszuwachs in den Großstädten und der damit 
einhergehenden verstärkten Nachfrage nach Wohnimmobilien er-
gibt sich in letzter Zeit eine zunehmende Notwendigkeit der städte-
baulichen Verdichtung, wie beispielsweise in der steirischen Lan-
deshauptstadt Graz. Dies führt vermehrt zu Einwendungen wegen 
heranrückender Wohnbebauung durch bestehende Betriebe in den 
baurechtlichen Genehmigungsverfahren für benachbarte Wohnbe-
bauungen. Der vorliegende Beitrag analysiert die diesbezügliche 
Rechtslage und zeigt praxiserprobte Lösungsmöglichkeiten auf.
Schlagworte: heranrückende Wohnbebauung; Einwendungen; Umwid-
mung; Nutzungskonfl ikt; Betriebsanlage; Emissionen; Immissionen; Baube-
willigungsverfahren; Nachbar; Betriebsinhaber; Vorschreibung nachträgli-
cher Aufl agen; Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP); Städtebauvorhaben; 
UVP-Feststellungsverfahren; Einzelfallprüfung; Kumulation; Immissions-
schutz; Nachbarschaft sverträge.

Rechtsnormen: §§ 26 Abs 4, 29 Abs 6 stmk BauG 1995; § 31 Abs 5 oö BauO 
1994; § 23 Abs 3 krnt BauO 1996; §§ 134 Abs 3, 134a Abs 1 lit f, Abs 3 wr 
BauO; § 26 Abs 2, 5 tir BauO 2011; §§ 26 Abs 1 lit d, 8 Abs 3, Abs 4 vlbg BauG; 
§§ 6 Abs 2 Z 2, 48 nö BauO 2014; § 21 Abs 2, Abs 4 bgld BauG 1997; §§ 7, 7a, 
9 sbg BauPolG neu; § 15 StVAG; §§ 79 ff  GewO 1994; §§ 2 Abs 1, Abs 2, 3 
Abs 2, Abs 6, Abs 7, 3a Abs 6, Anh 1 Z 18 lit b) UVP-G 2000.©
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1. Ausgangslage/Problemstellung

In letzter Zeit erfolgen – aufgrund der großen Nachfra-
ge nach Wohnimmobilien – gerade im städtischen Be-
reich vermehrt Widmungsänderungen von ehemals 
ausschließlich betrieblich genutzten Arealen (Gewerbe-
gebiete, Industriegebiete etc) in Wohngebiete. Aufgrund 
des in der Regel erheblichen Flächenausmaßes dieser 
Baulandreserven bietet sich die Realisierung großer 
Wohnbauvorhaben an. Oft mals kann jedoch keine ge-
samthaft e Umwidmung / Nutzungsänderung der ehe-
mals betrieblich genutzten Gebietseinheiten für Zwecke 
des Wohnens erfolgen, sondern es verbleiben Betriebs-
einheiten quasi als „Inselbetriebe“ bestehen. Dies führt 
– zumal derartige potentielle Nutzungskonfl ikte in den 
jeweiligen Umwidmungsprozessen leider oft  vernach-
lässigt werden – zu problematischen Konstellationen in 
den individuellen Bauverfahren, welche sowohl für die 
(verbliebenen) Betriebe als auch die Träger und späte-
ren Nutzer der (neuen) Wohnbebauung erhebliche 
rechtliche Risiken induzieren können. Sich abzeichnen-
de Nutzungskonfl ikte münden daher vermehrt darin, 

dass die Inhaber bestehender Betriebe in jenen Baube-
willigungsverfahren, welche für die Realisierung der 
Wohnbauvorhaben erforderlich sind, Einwendungen 
wegen heranrückender Wohnbebauung erheben. Diese 
Einwendungen werden im Wesentlichen damit begrün-
det, dass auf Liegenschaft en im Nahebereich der jewei-
ligen Wohnbauvorhaben behördlich bewilligte Be-
triebsanlagen bestehen und von diesen Anlagen recht-
mäßige Emissionen ausgehen (zB Lärm, Luft schadstof-
fe, Gerüche etc), welche sich auf das geplante Bauvor-
haben als Immissionen auswirken können. Insbesonde-
re die Frage, welche Arten von Betrieben bzw Betriebs-
anlagen zur Erhebung von Einwendungen wegen her-
anrückender Wohnbebauung legitimiert sind, spielt in 
der Praxis eine große Rolle.

Im Folgenden wird zunächst der allgemeine recht-
liche Rahmen in den neun Bundesländern, welcher bei 
der Erhebung von Einwendungen wegen heranrücken-
der Wohnbebauung zu beachten ist, dargestellt. Sodann 
analysiert der vorliegende Beitrag anhand der Rechts-
lage im Bundesland Steiermark, ob auch die Inhaber 
von anderen, als gewerblichen, landwirtschaft lichen 
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oder forstwirtschaft lichen Betriebsanlagen zur Geltend-
machung ihrer rechtmäßigen Immissionen im Wege 
der Erhebung von Einwendungen wegen heranrücken-
der Wohnbebauung legitimiert sind. Nach einem Ex-
kurs zum UVP-Tatbestand „Städtebauvorhaben“ wer-
den schließlich Lösungsansätze und Modelle für die 
Abwicklung baubehördlicher Verfahren, in welchen 
Einwendungen wegen heranrückender Wohnbebauung 
erhoben wurden, aufgezeigt, welche die Autoren bereits 
im Rahmen ihrer Praxistätigkeit erprobt haben.

2.  Einwendungslegitimation/Betriebsarten – 
Rechtlicher Rahmen in den Bundesländern

Der Umstand, dass die Gesetzgebung in der Materie 
„Baurecht“ gemäß der Kompetenzverteilung der öster-
reichischen Bundesverfassung (Art 15 B-VG) den Lan-
desgesetzgebern zukommt, führt dazu, dass das Rechts-
institut der Geltendmachung heranrückender Wohnbe-
bauung in Baubewilligungsverfahren mittels Einwen-
dungen in sehr unterschiedlichem Umfang Eingang in 
die jeweiligen baurechtlichen Normen gefunden hat. 
Der VfGH1 hat bereits Anfang der 1990er Jahre – abwei-
chend von der Rechtsprechung des VwGH2 – judiziert, 
dass in einem Baubewilligungsverfahren für Wohnbau-
ten Einwendungen (auch) vom Inhaber eines benach-
barten Betriebes erhoben werden können, zumal dieser 
beispielsweise mit der (nachträglichen) Vorschreibung 
von Aufl agen zum Schutz der (Wohn-)Nachbarschaft  
gegen Immissionen rechnen müsse.

Als Reaktion auf diese Rsp des VfGH haben zunächst 
die Landesgesetzgeber von Kärnten, Oberösterreich, 
der Steiermark und Wien gesetzliche Grundlagen für 
die Einwendungsmöglichkeit von Betriebsinhabern bei 
heranrückender Wohnbebauung geschaff en3; zuletzt 
folgten auch die Bundesländer Tirol und Vorarlberg. 
Die einschlägigen Rechtsvorschrift en aller dieser Bun-
desländer haben die Gemeinsamkeit, dass grundsätz-
lich nur ein Nachbar im Sinne der jeweiligen baurecht-
lichen Rechtsnorm Einwendungen wegen heranrücken-
der Wohnbebauung erheben kann. Allerdings unter-
scheiden sich die jeweiligen Bauvorschrift en dahinge-
hend, dass in einigen Bundesländern explizit bestimmte 
Arten von betrieblichen Anlagen, welche deren Inhaber 
zur Geltendmachung ihrer Rechte iZm heranrückender 
Wohnbebauung berechtigen, genannt werden, während 
in anderen Bundesländern unabhängig von der Anla-
genart ein Rechtsschutz für Betriebsinhaber bei heran-
rückender Wohnbebauung vorgesehen ist. Eine dritte 

1 Vgl etwa VfGH 28.9.1990, VfSlg 12.468; 7.10.1992, 
VfSlg 13.210; 3.10.1997, VfSlg 14.943; 16.6.1998, VfSlg 15.188; 
15.12.1999, VfSlg 15.691; 13.6.2000, VfSlg 15.792, jeweils 
mwN.

2 Vgl etwa VwGH 24.2.2009, 2008/06/0134 mwN, wo der 
VwGH explizit festhält, dass er der Judikatur des VfGH zur 
heranrückenden Bebauung nicht gefolgt ist.

3 Vgl Zauner/Doppler, Heranrückende Wohnbebauung 
– rechtliche Grundlagen, Praxisfälle und Lösungsansätze, 
RdU-UT 2012/9.

Gruppe von Bundesländern wiederum hat bislang keine 
Normvorschrift en, welche die Erhebung von Einwen-
dungen wegen heranrückender Wohnbebauung vorse-
hen, erlassen; allerdings sind die dort bestehenden bau-
rechtlichen Bestimmungen in der Regel wohl einer ver-
fassungskonformen Interpretation zugänglich.

Explizite Regelungen zur heranrückenden Wohnbe-
bauung bei gleichzeitiger Nennung konkreter Anla-
genarten gibt es neben der Steiermark in Kärnten und 
Oberösterreich. So erwähnt §  26 Abs  4 stmk BauG 
19954 neben „gewerblichen Betriebsanlagen“ explizit 
auch „landwirtschaft liche“ und „forstwirtschaft liche 
Betriebsanlagen“; auch § 31 Abs 5 oö BauO 19945 zählt 
seit der Novelle 2013 zusätzlich zu „benachbarten Be-
triebsanlagen“ auch „land- und forstwirtschaft liche Be-
triebe“ auf. Weitergehend ist indes der Wortlaut des 
§ 23 Abs 3 krnt BauO 19966. Dieser nimmt neben „ge-
werblichen Betriebsanlagen“ sowie „land- und forst-
wirtschaft lichen Betrieben“ auch auf „Rohstoff abbau“ 
und „Bergbauanlagen“ Bezug.

Im Gegensatz dazu nennen die Vorschrift en in Wien 
(§ 134 Abs 3 iVm § 134a Abs 1 lit f, Abs 3 wr BauO7) 
sowie infolge der jüngeren Novellen in Tirol und Vor-
arlberg § 26 Abs 2 iVm Abs 5 tir BauO 20118 und § 26 
Abs 1 lit d iVm § 8 Abs 3 und 4 vlbg BauG9 keine kon-
kreten Anlagen, sondern räumen einem benachbarten 
Betriebsinhaber bei Vorliegen der weiteren, in den je-
weiligen Landesgesetzen aufgezählten, Voraussetzun-
gen, grundsätzlich unabhängig von der Art der Anlage 
die Parteistellung sowie damit einhergehend die Ein-
wendungsmöglichkeit bei heranrückender Wohnbe-
bauung ein.

Die übrigen Bundesländer (Niederösterreich, Bur-
genland und Salzburg) haben bislang keine expliziten 
Regelungen zur heranrückenden Wohnbebauung ge-
schaff en; gleichwohl sind zumindest die baurechtlichen 
Normen Niederösterreichs und Burgenlands jedenfalls 
einer verfassungskonformen Interpretation zugäng-
lich. So bejahte der VfGH10 etwa hinsichtlich § 6 Abs 2 
Z  2 iVm §  48 nö BauO 199611 die Parteistellung und 
Einwendungsmöglichkeit eines Betriebsinhabers bei 
heranrückender Wohnbebauung. Die mit 30.9.2015 in 
Kraft  getretene nö BauO 201412 hat mit Blick auf das 
Rechtsinstitut der heranrückenden Wohnbebauung 
keine geänderte Rechtslage herbeigeführt. Auch §  21 
Abs  2 iVm 4 bgld BauG 199713 kann wohl dergestalt 
interpretiert werden, dass hierin die Rsp des VfGH De-
ckung fi ndet. In Salzburg trat mit 1.7.2016 eine umfas-
sende Novellierung der baurechtlichen Vorschrift en (ua 

4 LGBl 1995/59 idF LGBl 2015/75.
5 LGBl 1994/66 idF LGBl 2013/90.
6 LGBl 1996/62 idF LGBl 2016/19.
7 LGBl 1930/11 idF LGBl 2016/21.
8 LGBl 2011/57 idF LGBl 2015/103.
9 LGBl 2001/52 idF LGBl 2015/54.
10 VfGH 24.9.2001, VfSlg 16.250; 22.9.2003, VfSlg 16.934.
11 Nö BauO 1996 LGBl 8200-0.
12 LGBl 2015/1 idF LGBl 2015/89.
13 LGBl 1998/19 idF LGBl 2013/79.
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auch der §§ 7, 9 sbg BauPolG 199714 sowie des § 62 sbG 
BauTG (alt)15; sodann: §§ 7, 7a, 9 sbg BauPolG neu16) in 
Kraft . Explizite gesetzliche Regelungen zum Rechtsin-
stitut der heranrückenden Wohnbebauung wurden im 
Novellierungsprozess jedoch nicht geschaff en.

Hinsichtlich der Zulässigkeit von Einwendungen 
wegen heranrückender Wohnbebauung ist – mit Blick 
auf die österreichweite Rechtslage – somit festzuhalten, 
dass in den meisten Bundesländern mittlerweile gesetz-
liche Grundlagen in Bezug auf das Rechtsinstitut der he-
ranrückenden Wohnbebauung, teils ausdrücklich unter 
dieser Bezeichnung, geschaff en wurden. Auff allend ist 
dabei, dass in mehreren Landesgesetzen nicht auf be-
stimmte Anlagenarten abgestellt wurde. Exemplarisch 
ist diesbezüglich etwa auf § 26 Abs 2 iVm Abs 5 tir BauO 
2011 zu verweisen, worin schlicht auf Nachbarn, die 
Eigentümer eines bereits bebauten, betrieblich ge-
nutzten Grundstückes sind, abgestellt wird, indem die-
se Personen berechtigt sind, die Zulässigkeit jener Im-
missionen geltend zu machen, die von diesem Grund-
stück aus rechtmäßig auf den Bauplatz einwirken. Sofern 
vom jeweiligen Landesgesetzgeber doch eine Aufzäh-
lung konkreter Anlagenarten erfolgt, ist zu erkennen, 
dass hinsichtlich dieser Arten wesentliche Unterschiede 
bestehen. Vor diesem Hintergrund kann daher – wie 
nun gezeigt werden wird – jedwede Aufzählung von An-
lagen und somit auch jene in §  26 Abs  4 stmk BauG 
1995, nur demonstrativen Charakter haben.

3. Analyse der steiermärkischen Rechtslage 

§ 26 Abs 4 stmk BauG lautet wie folgt:
„Bei Neu- oder Zubauten, die dem Wohnen dienen, 

sind auch Einwendungen im Sinne des § 26 Abs. 1 Z 1 zu 
berücksichtigen, mit denen Immissionen geltend gemacht 
werden, die von einer genehmigten benachbarten gewerb-
lichen oder landwirtschaft lichen oder forstwirtschaft li-
chen Betriebsanlage ausgehen und auf das geplante Bau-
vorhaben einwirken (heranrückende Wohnbebauung). 
Dies gilt jedoch nur in Bezug auf rechtmäßige Emissio-
nen, deren Zulässigkeit vom Nachbarn zu belegen ist.“

Auf den ersten Blick und in Anbetracht des Wortlau-
tes des § 26 Abs 4 stmk BauG könnte man die Meinung 
vertreten, dass diese Gesetzesbestimmung taxativ ist 
und diesbezügliche Einwendungen nur im Zusammen-
hang mit Immissionen erhoben werden können, welche 
von einer gewerblichen, landwirtschaft lichen oder 
forstwirtschaft lichen Betriebsanlage ausgehen. Unseres 
Erachtens ist hinsichtlich § 26 Abs 4 stmk BauG jedoch 
eine (weitergehende) Auslegung dahingehend gebo-
ten, dass auch Immissionen17 aus sonstigen Anlagen, 

14 LGBl 1997/40 idF LGBl 2015/60.
15 LGBl 1976/75 idF LGBl 2014/76, aufgehoben durch 

LGBl 2016/1.
16 LGBl 1997/40 ab 1.7.2016 idF LGBl 2016/1.
17 In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass 

gemäß der Judikatur des VwGH die Bestimmung des §  26 
Abs 1 Z 1 iVm Abs 4 Stmk BauG (grundsätzlich) auf bestimmte 

die mit gewerblichen, landwirtschaft lichen oder 
forstwirtschaft lichen Betriebsanlagen vergleichbar 
sind, im Wege von Einwendungen wegen heranrücken-
der Wohnbebauung zu berücksichtigen sind. Dies ins-
besondere aus folgenden Gründen:

Die Gesetzesbestimmung des § 26 Abs 4 stmk BauG 
geht auf die höchstgerichtliche Judikatur des VfGH zur 
Th ematik der „heranrückenden Wohnbebauung“ zu-
rück. So hat der VfGH im Wege einer am Gleichheits-
satz orientierten verfassungskonformen Interpretation 
dem (ehemaligen) stmk ROG 1974 den allgemeinen 
raumordnungsrechtlichen Grundsatz entnommen, 
dass in Wohngebieten die Qualität der Wohnverhält-
nisse sicherzustellen ist. Daher hat der VfGH auch den 
Inhaber einer gewerbebehördlich genehmigten Be-
triebsanlage als Verfahrenspartei berechtigt erachtet, 
Einwendungen gegen die Errichtung eines Wohnhau-
ses in unmittelbarer Nähe einzubringen.18 Obgleich der 
VfGH seine Judikatur (aufgrund der damaligen An-
lassfälle) im Zusammenhang mit einer gewerbebe-
hördlich genehmigten Betriebsanlage entwickelt hat, 
hat der steiermärkische Landesgesetzgeber nicht nur 
dem Inhaber19 einer gewerblichen Betriebsanlage, 

tatsächlich gegebene Immissionen abstellt und nicht auf in 
Genehmigungsbescheiden enthaltene Emissionsstandards. 
Diese tatsächlichen Emissionen eines benachbarten Betriebes 
gemäß §  26 Abs  4 Stmk BauG sind weiters nur dann von 
Relevanz, wenn es sich um rechtmäßige Emissionen handelt. 
In den Einwendungen ist daher anzugeben, auf welchen 
Grundstücken und in welcher Lage genau sich die jeweilige 
Betriebsanlage darauf befi ndet und welche vom Einwender 
als problematisch angesehenen Emissionen von seiner An-
lage ausgehen samt einer detaillierten Betriebsbeschreibung, 
in der vor allem die für die geltend gemachten Emissionen 
maßgeblichen Angaben, wie zB die betriebsbedingten Fahr-
bewegungen (im Hinblick auf Art, Dauer und Frequenz) dar-
zulegen sind. Vgl VwGH 21.10.2009, 2008/06/0041.

18 Vgl VfGH 15.12.1999, VfSlg 15.691; 8.3.2000, VfSlg 
15.752.

19 Diesbezüglich ist anzumerken, dass – gemäß der 
Literatur – der in seinen rechtlichen Interessen geschützte 
Inhaber einer Betriebsanlage nicht nur ein Grundeigen-
tümer bzw Baurechtsnehmer, sondern auch ein obligatorisch 
Berechtigter (zB Mieter, Pächter etc) sein kann. Mit der 
Anerkennung der Parteistellung von bestimmten Be-
triebsinhabern im Baubewilligungsverfahren ist laut Giese 
wiederum unmittelbar verbunden, dass diese „Neben-
parteien“ auch die Frage der raumordnungsrechtlichen 
Zulässigkeit einer Flächenwidmung (als „Wohngebiet“) im 
verfassungsgerichtlichen Bescheidbeschwerdeverfahren auf-
werfen können (Art  144 B-VG – Anwendung einer gesetz-
widrigen Verordnung), vgl Giese, Verfassungsrechtliche 
Fragen zur steiermärkischen Baugesetznovelle 2003, bbl 
2004, 89; Trippl/Schwarzbeck/Freiberger, Steiermärkisches 
Baurecht. Kommentar5 (2013) § 26 Stmk BauG Anm 12. AA 
jüngst VwGH (31.3.2016, 2013/06/0124), welcher festgehalten 
hat, dass auch im Falle der heranrückenden Wohnbebauung 
die Parteistellung des Nachbarn auf den Eigentümer (bzw 
Baurechtsinhaber) der Nachbargrundfl ächen beschränkt ist. 
Ein bloßer Betreiber einer Betriebsanlage kann laut VwGH 
keine rechtswirksamen Nachbareinwendungen gegen die 
heranrückende Wohnbebauung erheben. Siehe dazu das, in 
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sondern auch dem Inhaber einer landwirtschaft -
lichen oder auch einer forstwirtschaft lichen Betriebs-
anlage das Recht zur Erhebung von Einwendungen im 
Zusammenhang mit einer heranrückenden Wohnbe-
bauung zuerkannt. Bereits dieser Umstand spricht so-
mit dafür, dass auch sonstige – vergleichbare – Anla-
gen, welche nach anderen Genehmigungsregimen be-
willigt sind, dem Tatbestand des § 26 Abs 4 stmk BauG 
subsumierbar sein sollen. Zudem hat der steiermärki-
sche Landesgesetzgeber auch in den Erläuternden Be-
merkungen zur steiermärkischen Baugesetznovelle 
200320 explizit festgehalten, dass eben nicht nur Inha-
ber von gewerblichen Betriebsanlagen, sondern auch 
jene von landwirtschaft lichen oder forstwirtschaft -
lichen Betriebsanlagen Einwendungen wegen heranrü-
ckender Wohnbebauung erheben können, „weil es sich 
um einen vergleichbaren Sachverhalt handelt“.21

Es ist somit bereits durch die Gesetzesmaterialien 
klargestellt, dass der steiermärkische Landesgesetzge-
ber auch vergleichbare Sachverhalte im Rahmen der 
Bestimmung des § 26 Abs 4 stmk BauG berücksichtigt 
haben wollte. Somit spricht eine historische Interpre-
tation dafür, dass Einwendungen iSd § 26 Abs 4 stmk 
BauG auch durch Anlageninhaber, die Immissionen 
aus sonstigen (mit gewerblichen, landwirtschaft lichen 
oder forstwirtschaft lichen Betriebsanlagen vergleich-
baren) Anlagen geltend machen, zulässigerweise erho-
ben werden können.

Weiters führt auch eine verfassungskonforme Inter-
pretation der Bestimmung des § 26 Abs 4 stmk BauG 
zu diesem Ergebnis. So ist nämlich im Lichte des ver-
fassungsrechtlichen Gleichheitssatzes und des damit 
einhergehenden Sachlichkeitsgebotes eine Gleichbe-
handlung von faktisch gleichen bzw vergleichbaren Le-
benssachverhalten geboten. Es wäre daher sachwidrig, 
Einwendungen wegen heranrückender Wohnbebau-
ung, welche mit Immissionen aus Anlagen, die zwar 
keine gewerblichen, landwirtschaft lichen oder forst-
wirtschaft lichen Betriebsanlagen darstellen, mit der-
artigen Anlagen jedoch vergleichbar sind, begründet 
werden, diff erenziert zu behandeln.

Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass der steier-
märkische Landesgesetzgeber im Zusammenhang mit 
der Erlassung der Bestimmung des §  26 Abs  4 stmk 
BauG auch explizit festgehalten hat, dass das rechtliche 
Interesse des Anlageninhabers einer gewerblichen Be-
triebsanlage durch die Bewilligung einer Wohnbebau-
ung auf dem Nachbargrundstück auch deshalb berührt 
werde, weil er „beispielsweise“ mit Aufl agen der Gewer-
bebehörde zum Schutz der Nachbarschaft  gegen Im-

diesem Heft  veröff entlichte, VwGH-Erkenntnis samt Glosse 
von Giese.

20 LGBl 2003/78; vgl dazu auch ausführlich Giese, Ver-
fassungsrechtliche Fragen (FN 18) 89.

21 Vgl Erläut 175 Blg Stmk LT 14. GP (Einl-Zahl 31/55 und 
55/15), Zu 29.

missionen rechnen muss.22 Die Vorschreibung nach-
träglicher (immissionsschützender) Aufl agen ist je-
doch nicht nur nach dem Regime der GewO 199423 
bzw – für gewisse landwirtschaft liche Betriebsanlagen 
– nach § 29 Abs 6 stmk BauG vorgesehen24, sondern zB 
auch nach dem Regime des steiermärkischen Veran-
staltungsgesetzes 2012 (StVAG)25. So bedarf gem § 15 
Abs 1 StVAG die Bewilligung von Veranstaltungsstät-
ten grundsätzlich einer behördlichen Bewilligung. 
Diese Veranstaltungsstättenbewilligung ist gem §  15 
Abs 7 StVAG nur bei Erfüllung bestimmter Genehmi-
gungskriterien zu erteilen. Dazu zählt ua, dass die Ver-
anstaltungsstätte im Hinblick auf die beantragten Ver-
anstaltungsarten nach ihrer Lage, baulichen Gestaltung 
und Ausstattung so beschaff en sein muss, dass eine Ge-
fahr für das Leben, die Gesundheit, die körperliche Si-
cherheit der Teilnehmer, die Sicherheit von Sachen, das 
Eigentum oder sonstige dingliche Rechte nicht zu er-
warten sein darf (§ 15 Abs 7 Z 1 lit a StVAG) bzw wei-
ters, dass unzumutbare Belästigungen von Menschen 
nicht zu erwarten sind (§ 15 Abs 7 Z 1 lit d StVAG). 
§ 15 Abs 9 StVAG normiert die Möglichkeit (Verpfl ich-
tung) der Behörde, nachträgliche Aufl agen und Be-
dingungen auch nach Erteilung der Veranstaltungs-
stättenbewilligung vorzuschreiben. Dies etwa im Falle, 
dass sich bei einer bewilligten Veranstaltungsstätte er-
gibt, dass mangels entsprechender behördlicher Aufl a-
gen und Bedingungen oder trotz Einhaltung der vor-
geschriebenen Aufl agen und Bedingen den Anforde-
rungen des StVAG oder einer danach erlassenen Ver-
ordnung nicht entsprochen wird. Somit muss auch 
vom Inhaber einer veranstaltungsrechtlichen Bewil-
ligung gegebenenfalls mit nachträglichen behörd lichen 
Aufl agen gem § 15 Abs 9 StVAG im Falle von heranrü-
ckender Wohnbebauung gerechnet werden. Auch vor 
diesem Hintergrund erscheint es daher zwingend er-
forderlich, dass im Wege von Einwendungen gem § 26 
Abs 4 stmk BauG auch Immissionen zu berücksichti-
gen sind, die von einer „sonstigen Anlage“ ausgehen, 
welche keine gewerbliche, landwirtschaft liche oder 
forstwirtschaft liche Betriebsanlage darstellt. Die Auf-
zählung der Anlagenarten in § 26 Abs 4 stmk BauG ist 
somit nicht abschließend.

4. Exkurs: UVP-Tatbestand „Städtebauvorhaben“

Mit der Erhebung von Einwendungen wegen heran-
rückender Wohnbebauung wird in der Praxis oft mals 
(bei größeren Wohnbauvorhaben) auch der Einwand 

22 Vgl Erläut 175 Blg Stmk LT 14. GP (Einl-Zahl 31/55 und 
55/15), Zu 29.

23 Siehe §§  79 ff  GewO 1994 BGBl 1994/194 idF BGBl I 
2015/155.

24 Vgl dazu auch T. Neger, Der gerichtlich determinierte 
Verwaltungsakt. Zum Verhältnis zwischen bekämpft em 
Bescheid und verwaltungsgerichtlichem Erkenntnis – dar-
gestellt anhand des Beispiels der Vorschreibung nachträg-
licher Aufl agen, ZVG 2015, 142.

25 LGBl 2012/88 idF LGBl 2015/119.
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der Unzuständigkeit der Baubehörde wegen UVP-
Pfl icht erhoben und dafür der UVP-Tatbestand „Städ-
tebauvorhaben“ ins Treff en geführt. Daher werden im 
Folgenden die diesbezüglichen einschlägigen Regelun-
gen kurz dargestellt:

Das Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 
(UVP-G 2000)26 zählt abschließend 89 Vorhabenstypen 
auf, welche dem gesetzlichen UVP-Regime unterliegen. 
Für diese Vorhaben sowie Änderungen dieser Vorha-
ben besteht jedoch oft mals nur dann eine UVP-Pfl icht, 
wenn eine bestimmte Kapazität erreicht wird. Dazu 
muss der im Anhang 1 zum UVP-G 2000 für den jewei-
ligen Vorhabenstyp festgelegte Schwellenwert über-
schritten werden.

Anzumerken ist, dass gemäß der Defi nition in §  2 
Abs 2 UVP-G 2000 ein Vorhaben (im UVP-rechtlichen 
Sinne) die Errichtung einer Anlage oder ein sonstiger 
Eingriff  in Natur und Landschaft  unter Einschluss sämt-
licher damit in einem räumlichen und sachlichen Zu-
sammenhang stehender Maßnahmen ist. Ein Vorha-
ben kann eine oder mehrere Anlagen oder Eingriff e 
umfassen, wenn diese in einem räumlichen und sachli-
chen Zusammenhang stehen.

Gem § 3 Abs 2 bzw § 3a Abs 6 UVP-G 2000 können 
auch (Neu-)Vorhaben bzw Änderungen von Vorhaben, 
die die in Anh 1 festgelegten Schwellenwerte nicht er-
reichen, UVP-pfl ichtig sein. Dies dann, wenn das Vor-
haben mit anderen in einem räumlichen Zusammen-
hang stehenden geplanten oder bereits realisierten Vor-
haben verwirklicht werden soll und diese Vorhaben ge-
meinsam den jeweiligen Schwellenwert nach Anh 1 
UVP-G 2000 erreichen. Durch diese sogenannte Ku-
mulationsbestimmung soll unter anderem die Umge-
hung einer UVP durch Aufsplitterung (Zerstückelung) 
von Vorhaben auf mehrere Betreiber oder mehrere Pro-
jekte verhindert werden. In derartigen Fällen ist von der 
UVP-Behörde (Landesregierung) im Wege einer Ein-
zelfallprüfung festzustellen, ob die Vorhaben einer 
UVP-Pfl icht unterliegen. Dabei prüft  die Behörde, ob 
aufgrund einer Kumulierung der Auswirkungen mit er-
heblichen schädlichen, belästigenden oder belastenden 
Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist. Eine der-
artige Einzelfallprüfung ist jedoch dann nicht durchzu-
führen, wenn das beantragte Vorhaben eine Kapazität 
von weniger als 25% des (in Anh 1 UVP-G 2000 fest-
gelegten) Schwellenwerts (sog 25% Kumulations-
schwellenwert) aufweist.

Da – gerade auch bei Vorhabensänderungen – oft -
mals im Einzelfall zweifelhaft  sein kann, ob ein Vorha-
ben einer UVP-Pfl icht unterliegt, sieht das UVP-G 
2000 in § 3 Abs 7 ein spezielles UVP-Feststellungsver-
fahren vor. Gegenstand eines derartigen Feststellungs-
verfahrens ist die bescheidmäßige Klarstellung, ob für 
ein Vorhaben eine UVP-Pfl icht besteht oder nicht. Ein 
UVP-Feststellungsverfahren ist von der UVP-Behörde 
ua auf Antrag des Projektwerbers durchzuführen. Die 
Beantragung eines UVP-Feststellungsverfahrens kann 

26 BGBl 1993/697 idF BGBl I 2016/4.

insbesondere aufgrund folgenden Umstandes von be-
sonderer Bedeutung sein: Gem § 3 Abs 6 UVP-G 2000 
dürfen für UVP-pfl ichtige Vorhaben vor Abschluss der 
Umweltverträglichkeitsprüfung keine Genehmigungen 
erteilt werden. Entgegen dieser Bestimmung erteilte 
Genehmigungen können innerhalb einer Frist von drei 
Jahren von der Behörde als nichtig erklärt werden. 
Durch diese Nichtigkeitssanktion, welche in der Pra-
xis – neben Projektgegnern – mitunter auch von wirt-
schaft lichen Mitbewerbern „angezündet“ wird, können 
sich erhebliche Rechtsunsicherheiten ergeben. Daher 
empfi ehlt es sich jedenfalls bei Vorhaben, die nicht „auf 
der grünen Wiese“ errichtet werden, ein Feststellungs-
verfahren gem § 3 Abs 7 UVP-G 2000 über die UVP-
Pfl icht zu beantragen, welches sodann mittels einem, 
der Rechtskraft  zugänglichen, Feststellungsbescheid 
abgeschlossen wird. Durch einen derartigen Bescheid, 
mit welchem im Idealfall festgestellt wird, dass ein Vor-
haben keiner UVP-Pfl icht unterliegt, erlangt der Pro-
jektwerber die nötige Rechtssicherheit, dass Genehmi-
gungen für das Vorhaben nicht von der Nichtigkeits-
sanktion des § 3 Abs 6 UVP-G 2000 bedroht sein kön-
nen.27

Anh 1 Z 18 lit b) UVP-G 2000 enthält den Tatbestand 
des „Städtebauvorhabens“. Demgemäß sind „Städte-
bauvorhaben mit einer Flächeninanspruchnahme von 
mindestens 15 ha und einer Bruttogeschossfl äche von 
mehr als 150.000 m2“ UVP-pfl ichtig. Gemäß Fußnote 3a 
in Anhang 1 Z 18 lit b) UVP-G 2000 sind Städtebauvor-
haben „Erschließungsvorhaben zur gesamthaft en multi-
funktionalen Bebauung, jedenfalls mit Wohn- und Ge-
schäft sbauten einschließlich der hierfür vorgesehenen Er-
schließungsstraßen und Versorgungseinrichtungen mit 
einem über das Gebiet des Vorhabens hinausreichenden 
Einzugsbereich“.

Der genannte UVP-Tatbestand des Anh 1 Z 18 lit b) 
UVP-G 2000 mag auf den ersten Blick Schwellenwerte 

27 In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass sich 
in der Praxis eine Übung gebildet hat, sogenannte „unver-
bindliche Anfragen“ an die UVP-Behörden zu richten. 
Dadurch wird von Projektwerbern mitunter versucht, ein 
(förmliches) UVP-Feststellungsverfahren zu substituieren. 
Inhalt derartiger „unverbindlicher Anfragen“ ist idR, ob 
für ein bestimmtes Projekt eine Pfl icht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung gegeben ist oder nicht. 
Solche „unverbindliche Anfragen“ werden sodann von den 
UVP-Behörden schrift lich beantwortet. Anzumerken ist, dass 
auf diesem Wege zwar eine gewisse faktische Präjudizialität 
erreicht werden kann, da die jeweilige UVP-Behörde ihre 
Meinung zu einem gewissen Projekt äußert. Dies kann für In-
vestitionsentscheidungen durchaus von Bedeutung sein. Zu 
beachten ist jedoch – und gerade dies ist auch die große Ge-
fahr einer derartigen Vorgehensweise – dass „unverbindliche 
Anfragen“ sowie deren (schrift liche) Beantwortung keinerlei 
verbindliche rechtliche Wirkungen im Sinne eines UVP-Fest-
stellungsbescheides mit sich bringen. Die bereits oben an-
gesprochene Nichtigkeitssanktion des § 3 Abs 6 UVP-G 2000 
kann dadurch somit nicht „ausgeschaltet“ werden. Dies ist 
nur durch einen rechtskräft igen UVP-Feststellungsbescheid 
möglich.
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enthalten, welche durch die wenigsten Bauvorhaben er-
reicht werden. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass aus 
UVP-rechtlicher Sicht oft mals ein weitaus größeres 
Vorhaben vorliegt, als das jeweils zur baurechtlichen 
Genehmigung eingereichte. So handelt es sich nämlich 
in vielen Fällen um Planungsgebiete, welche ein groß-
fl ächiges, städtebaulich zu entwickelndes Areal umfas-
sen, hinsichtlich welchem zB Masterpläne, Freiraum-
konzepte oder insbesondere auch Verkehrskonzepte 
(diese für die Anbindung und Erschließung des Pla-
nungsareals) erarbeitet wurden. Daher sind – bei der 
UVP-rechtlichen Betrachtung – regelmäßig auch ande-
re (Parallel-)Projekte zu berücksichtigen. UVP-recht-
lich ist daher vielfach ein – über den jeweiligen Bau-
platz hinausgehendes – Planungsgebiet (Flächenin-
anspruchnahme und Bruttogeschoßfl ächen) maß-
geblich, zumal mehrere Bauvorhaben im Zusammen-
hang mit der Beurteilung der UVP-Pfl icht ein Gesamt-
vorhaben darstellen und nicht gesplittet werden kön-
nen.

Entscheidend ist weiters, dass im Zusammenhang 
mit dem UVP-Tatbestand „Städtebauvorhaben“, selbst 
dann, wenn auch in UVP-rechtlicher Hinsicht mehrere 
Vorhaben (mangels sachlichen Zusammenhanges) vor-
liegen, die Kumulationsbestimmung des §  3 Abs  2 
UVP-G 2000 zu beachten ist.

§ 3 Abs 2 UVP-G 2000 normiert Folgendes:
„Bei Vorhaben des Anhanges 1, die die dort festgeleg-

ten Schwellenwerte nicht erreichen oder Kriterien nicht 
erfüllen, die aber mit anderen Vorhaben in einem räum-
lichen Zusammenhang stehen und mit diesen gemeinsam 
den jeweiligen Schwellenwert erreichen oder das Krite-
rium erfüllen, hat die Behörde im Einzelfall festzustellen, 
ob auf Grund einer Kumulierung der Auswirkungen mit 
erheblichen schädlichen, belästigenden oder belastenden 
Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen und daher eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung für das geplante Vorha-
ben durchzuführen ist. Eine Einzelfallprüfung ist nicht 
durchzuführen, wenn das beantragte Vorhaben eine Ka-
pazität von weniger als 25% des Schwellenwertes aufweist 
[...]“.

Somit kommt die Kumulationsbestimmung des § 3 
Abs 2 UVP-G 2000 im Zusammenhang mit Anh 1 Z 18 
lit  b) UVP-G 2000 dann zur Anwendung, wenn die 
25%-Schwellenwerte erreicht sind. Dies bedeutet bei 
einem Städtebauvorhaben
• eine Flächeninanspruchnahme von mehr als 3,75 ha 

und
• eine Bruttogeschossfl äche von mehr als 37.5000 m2.
Sind diese Parameter erfüllt und sind in einem räum-
lichen Zusammenhang noch andere (vergleichbare) 
Vorhaben geplant oder bereits realisiert, so muss die 
Frage der UVP-Pfl icht im Wege einer Einzelfallprü-
fung (Feststellungsverfahren) beurteilt werden. Pro-
jektwerber sind daher in aller Regel gut beraten, eine 
allfällige UVP-Th ematik bereits vor Einleitung der je-
weiligen Baubewilligungsverfahren abzuklären. Bei 
größeren Bauvorhaben sollte ein UVP-Feststellungs-
verfahren zur Erlangung der nötigen Planungs- und 

Rechtssicherheit vor der Baueinreichung (auf Antrag 
des Projektwerbers) durchgeführt werden. Die Baube-
hörde als „mitwirkende Behörde“ iSd § 2 Abs 1 UVP-G 
2000 hat nämlich ebenfalls die Möglichkeit, einen 
UVP-Feststellungsantrag gem § 3 Abs 7 UVP-G 2000 
bei der Landesregierung als UVP-Behörde zu stellen. 
Diese Antragstellung erfolgt in der Regel immer dann, 
wenn die Baubehörde im Rahmen eines Baubewilli-
gungsverfahrens Zweifel hinsichtlich der UVP-Pfl icht 
eines Projektes hegt. Zumal die Beantragung eines 
UVP-Feststellungsverfahrens durch die Baubehörde 
das Baubewilligungsverfahren erheblich verzögern 
kann, empfi ehlt es sich somit für den Bauwerber, die 
Frage der UVP-Pfl icht bereits im Vorfeld verbindlich 
abklären zu lassen.

5.  Lösungsansätze und Modelle für baubehördliche 
Verfahren

Die in der Einleitung geschilderte Ausgangssituation ist 
typisch für die aktuelle städtebauliche Entwicklung, 
nicht nur in der steirischen Landeshauptstadt Graz. Bis-
lang unbebaute Flächen bzw oft mals eben ehemalige 
Industrie- und Gewerbeareale, sollen zur Errichtung 
von Wohnbauten, die zufolge des starken Wachsens der 
Stadtbevölkerung dringend erforderlich sind, genutzt 
werden. Der raumordnungsrechtliche Grundsatz der 
Priorität der Nutzung benachbarter Grundfl ächen unter 
möglichster Vermeidung gegenseitiger nachteiliger Be-
einträchtigungen scheint in der Praxis, bezogen auf be-
stehende Betriebe, nicht immer vollständig gewahrt. 
Bestehende Betriebe jedweder Art müssen sich daher 
im Wege ihrer verfahrensrechtlichen Möglichkeiten zu-
mindest insofern gegen die heranrückende Wohnbe-
bauung zur Wehr setzen, als ihnen daraus Einschrän-
kungen ihrer Betriebsführung erwachsen können. Die 
praktische Folge sich derart in der Nähe emittierender 
Betriebe ansiedelnder Wohnbauten ist nämlich wohlbe-
kannt: Hinzugezogene Nachbarn empfi nden den Be-
trieb wegen seiner Lärm-, Luft schadstoff - oder Ge-
ruchsemissionen als störend, machen unzumutbare Be-
lästigungen, möglicherweise auch Gesundheitsgefähr-
dungen, geltend und bemühen sich, behördliche Ein-
schränkungsmaßnahmen zu erwirken, die – im Ex-
tremfall – bis zur Betriebsstilllegung gehen können. Ein 
bewährtes Muster ist es auch, die betroff enen Betriebe 
„nadelstichartig“ zur Absiedelung motivieren zu versu-
chen.

In den überwiegenden Fällen wird jener Betrieb, der 
im Bauverfahren Einwendungen gegen die heran-
rückende Wohnbebauung erhebt, nicht a priori beab-
sichtigen, diese Wohnbebauung zu verunmöglichen, 
sondern, wie bereits ausgeführt, danach trachten, seinen 
Bestand bestmöglich – trotz Realisierung dieser Wohn-
bebauung – zu sichern. Die Praxis zeigt, dass eine der-
artige Absicherung des Nachbarbetriebes im Baube-
willigungsverfahren des beabsichtigten Wohnbaues 
durchaus zu erzielen ist, wenn die Akteure – Bauwerber / 
betrieblicher Nachbar / Baubehörde – dies wollen.
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Mehrere Modelle haben sich, im Sinne einer prag-
matischen Vorgehensweise, diesbezüglich als durchaus 
erfolgversprechend erwiesen.
• Evaluierung der Immissionsbelastungen und Schutz-

maßnahmen
Sinnvollerweise bereits vor Einbringung des Antrages um 
Baubewilligung, andernfalls nach Erhebung der Einwen-
dungen gegen die heranrückende Wohnbebauung durch 
den Betriebsinhaber unter Nachweis seiner rechtmäßig 
zugelassenen Emissionen, erfolgt die Überprüfung der 
zulässigen Immissionswirkungen auf das Bauvorhaben. 
Dies kann außerhalb des Baubewilligungsverfahrens im 
Wege einvernehmlich beauft ragter Privatsachverständi-
ger oder im Bauverfahren im Wege durch die Baubehörde 
bestellter Amtssachverständiger oder nichtamtlicher 
Sachverständiger, die die schalltechnischen, luft immis-
sionstechnischen oder olfaktorischen Auswirkungen, 
ebenfalls auch weitere betriebsbedingte Emissionen und 
Immissionen, befunden und begutachten und erforderli-
chenfalls Vermeidungs- oder Verminderungsvorschläge 
erstatten, erfolgen. Schlagen die beauft ragten Sachver-
ständigen erforderliche Schutzmaßnahmen (beispielswei-
se die Realisierung von Schallschutzmaßnahmen am 
Wohnbauvorhaben oder beim emittierenden Nachbarbe-
trieb) vor, kann der Bauwerber diese entweder im Projekt 
vorsehen und sie damit in seinen Projektwillen aufneh-
men, oder derartige Maßnahmen können – allerdings 
aufgrund der höchstgerichtlichen Judikatur in beschränk-
tem Umfang – dem Wohnbau-Konsenswerber von der 
Baubehörde als Aufl agen vorgeschrieben werden. Es 
empfi ehlt sich ein einvernehmliches Vorgehen durch den 
Wohnbau-Konsenswerber und den Betriebsinhaber, 
überhaupt dann, wenn auf der Betriebsliegenschaft  Maß-
nahmen gesetzt werden sollen. Davon, dass der Wohn-
bau-Konsenswerber in aller Regel die Maßnahmen reali-
sieren und bezahlen wird, ist auszugehen. Ziel dieser Vor-
gehensweise ist, von den im Baubewilligungsverfahren 
jedenfalls von der Behörde zur Entscheidungsfi ndung 
beizuziehenden fachspezifi schen Sachverständigen die 
Konsensfähigkeit des Bauvorhabens, gegebenenfalls bei 
Einhaltung entsprechender Aufl agen oder bei Realisie-
rung defi nierter emissions- und / oder immissionsmin-
dernder Maßnahmen, bestätigt zu erhalten. Dies kann 
später allfälligen Wohn-Nachbarn, die – auf dem jeweils 
einschlägigen rechtlichen Wege – nach Realisierung des 
Wohnbauvorhabens durch den Nachbarbetrieb verur-
sachte Immissionen geltend machen, entgegengehalten 
werden. Erforderlichenfalls besteht diesbezüglich seitens 
der Baubehörde, gegebenenfalls auch seitens involvierter 
Sachverständiger, ein Haft ungspotenzial.
• Nachbarschaft sverträge
Auch der Abschluss von Verträgen zwischen Wohnbau-
werbern und Betriebsnachbarn ist, verbunden mit der 
Hinnahme gewisser Immissionen (sogenannte Immis-
sionskontingente), die grundbücherlich verdinglicht 
werden, gebräuchlich. Derartige Maßnahmen ohne die 
im Vorpunkt beschriebene Herstellung der baurechtli-
chen Konsensfähigkeit scheinen allerdings problema-

tisch, zumal hier zivilrechtlich ein Zustand vereinbart 
würde, der baurechtlich nicht zulässig ist und den die 
Baubehörde daher streng genommen nicht konsentie-
ren darf. Die Bestandsfestigkeit derartiger Nachbar-
schaft sverträge im Streitfalle ist, schon aus Gründen der 
möglichen Sittenwidrigkeit, vorsichtig zu beurteilen. 
• Ablöse des Nachbarbetriebes
Lassen sich die geschilderten Konfl iktpotentiale tech-
nisch nicht lösen und soll das Wohnbauvorhaben den-
noch realisierbar sein, bleibt als letzte Konsequenz die 
Ablöse und/oder Verlegung des Nachbarbetriebes, wohl 
auf Kosten des Wohnbau-Konsenswerbers.

Zusammengefasst dienen die geschilderten mögli-
chen Maßnahmen dazu, trotz städtebaulich erforderli-
cher Verdichtung die Nutzung benachbarter Grundfl ä-
chen unter möglichster Vermeidung gegenseitiger nach-
teiliger Beeinträchtigungen zu erreichen und damit den 
Raumordnungsgrundsätzen28 gerecht zu werden.

6. Zusammenfassung/Resümee

Durch die infolge Bevölkerungszuwachs stark gestiege-
ne Notwendigkeit der städtebaulichen Verdichtung, wie 
beispielsweise in der steirischen Landeshauptstadt Graz, 
treten vermehrt Konstellationen auf, in denen Wohn-
bau in der Nachbarschaft  zu bestehenden Betrieben eta-
bliert werden soll. Um in ihrem Bestand, unter Zugrun-
delegung ihrer rechtmäßigen Emissionen, nicht gefähr-
det zu werden, setzen sich Betriebe zunehmend gegen 
die heranrückende Wohnbebauung zur Wehr. Das dies-
bezügliche rechtliche Instrumentarium der Zulässigkeit 
der Erhebung von Einwendungen durch die Betriebs-
inhaber in den baurechtlichen Genehmigungsverfahren 
für die benachbarte Wohnbebauung ist mittlerweile in 
fast allen österreichischen Landesrechtsordnungen aus-
drücklich vorgesehen. Auch sonst gebietet eine verfas-
sungskonforme Interpretation der jeweiligen baurecht-
lichen Normen die Zulässigkeit derartiger Einwendun-
gen.

Die Bestimmung des § 26 Abs 4 stmk BauG ist – ins-
besondere auch verfassungskonform – dahingehend zu 
interpretieren, dass Einwendungen gegen heranrücken-
de Wohnbebauung nicht nur zugunsten gewerblicher, 
landwirtschaft licher oder forstwirtschaft licher Betriebs-
anlagen, sondern vielmehr auch zugunsten vergleichba-
rer anderer Betriebe und Anlagen rechtswirksam erho-
ben werden können.

Mit Einwendungen wegen heranrückender Wohn-
bebauung wird in der Praxis oft mals (bei größeren 
Wohnbauvorhaben) auch der Einwand der Unzustän-

28 Beispielsweise §  3 Abs  1 Z  2 steiermärkisches Raum-
ordnungsgesetz 2010 (stmk ROG 2010) LGBl 2011/69 idF 
LGBl 2015/139 („Die Nutzung von Grundfl ächen hat unter 
[...] weit gehender Vermeidung gegenseitiger nachteiliger Be-
einträchtigungen zu erfolgen.“) oder § 3 Abs 1 Z 3 stmk ROG 
2010 („Die Ordnung benachbarter Räume sowie raumbedeut-
same Planungen und Maßnahmen aller Gebietskörperschaft en 
sind aufeinander abzustimmen.“).
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digkeit der Baubehörde wegen UVP-Pfl icht erhoben 
und dafür der UVP-Tatbestand „Städtebauvorhaben“ 
ins Treff en geführt. Daher empfi ehlt es sich bei größe-
ren Bauvorhaben, im Vorfeld die Frage der UVP-Pfl icht 
abzuklären.

Der langfristige – rechtlich konfl iktarme – Bestand 
der Betriebe und der sich etablierenden Wohnbauten 
bedarf fl ankierender Maßnahmen, die im Idealfall be-
reits vor Einleitung des Baubewilligungsverfahrens für 

den beabsichtigten Wohnbau, jedenfalls aber im Bau-
bewilligungsverfahren, zu erfolgen haben. Rechtmäßige 
Emissionen der Betriebe sind hiebei, erforderlichenfalls 
im Wege wohnbauseitiger und/oder betriebsseitiger 
Maßnahmen, allenfalls unterstützt durch verdinglichte 
Nachbarschaft sverträge, vorzusehen. Dadurch sollen 
spätere berechtigte Einwände der Wohnbau-Nutzer 
gegen aus den Betrieben resultierende Immissionen 
möglichst vermieden werden.
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Checkliste für die Erhebung von Einwendungen wegen heranrückender Wohnbebauung*

Einwender, welche Einwendungen wegen heranrückender Wohnbebauung erheben, trifft   eine besondere Mitwir-
kungspfl icht, welche insbesondere den Nachweis der folgenden Gegebenheiten umfasst:

 Nachbarstellung  Darstellung der Nachbareigenschaft  des Einwenders (Eigentümer bzw Bau-
rechtsinhaber eines zum Wohnbauvorhaben benachbarten Grundstückes)

 Betriebsanlage  Beschreibung der Betriebsanlage des einwendungsgegenständlichen Betriebes; 
insb auf welchen Grundstücken und in welcher Lage genau sich die Betriebsan-
lage darauf befi ndet und welche vom Einwender als problematisch angesehenen 
Emissionen von seiner Anlage ausgehen samt einer detaillierten Betriebsbe-
schreibung, in der vor allem die für die geltend gemachten Emissionen maßgeb-
lichen Angaben, wie zB die betriebsbedingten Fahrbewegungen (im Hinblick auf 
Art, Dauer und Frequenz) darzulegen sind

 Emissionen  Darstellung der tatsächlichen, durch den einwendungsgegenständlichen Be-
trieb verursachten Emissionen; in Genehmigungsbescheiden enthaltene höhere 
Emissionsstandards (maximal genehmigte Emissionsmengen) sind nicht maß-
geblich

 Genehmigungslage  Prüfung der eigenen Konsenslage (rechtskräft ige Erteilung aller erforderlichen 
Genehmigungen für die Betriebsanlage); Vorlage aller Genehmigungsbescheide 
(zB Bau- und Benützungsbewilligung, gewerberechtliche Anlagengenehmigung 
etc) zugleich mit den Einwendungen

 Immissionen  Darstellung, wie sich die vom einwendungsgegenständlichen Betrieb verursach-
ten Emissionen als Immissionen auf das geplante Bauvorhaben auswirken kön-
nen (zB Lärm-, Luft schadstoff -, Geruchsimmissionen etc); Maßgeblich ist die 
Grundstücksgrenze des zu bebauenden Grundstückes

 Bebauungsgrundlagen  Darstellung, inwiefern jenes Grundstück, auf welchem das Bauvorhaben reali-
siert werden soll, aufgrund der Vorgaben des Flächenwidmungsplans oder eines 
Bebauungsplans einen Immissionsschutz aufweist

 Präklusion  Sofern eine (ordnungsgemäß kundgemachte) mündliche Bauverhandlung statt-
fi ndet, sind die Einwendungen spätestens am Tag vor Beginn der Verhandlung 
innerhalb der Amtsstunden bei der Behörde (schrift lich oder mündlich) oder 
während der Verhandlung (nur mündlich) zu erheben

* Die gegenständliche Checkliste orientiert sich an den Bestimmungen des Stmk BauG, kann jedoch weitgehend auch für die 
übrigen Bundesländer herangezogen werden.


